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Vor einer Unternehmens-
gründung ist sorgfältige 
Planung und Prognose 
unerlässlich.
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Rettungsanker bei 
Liebhaberei

Wer Verluste schreibt, gerät schnell ins 
Visier der Finanz.

Damit eine Betätigung als Einkunfts-
quelle zählt, muss diese innerhalb einer 
gewissen Zeitspanne einen Totalüber-
schuss erzielen. Das bedeutet, dass die 
Verluste durch spätere Gewinne wettge-
macht werden. Dabei ist entscheidend, 
dass die Gewinnerzielungsabsicht zu 
Beginn der Tätigkeit objektiv nachvoll-
ziehbar ist. In der Praxis wird eine Pro-
gnoserechnung erstellt, die im Vorfeld 
die Erwartung eines rechtzeitigen Total-
überschusses zeigt.

Das Finanzamt geht leider zumeist 
anders  vor und erlässt vorläufige 
Bescheide , teilweise über viele Jahre. 
Stellt sich im Nachhinein heraus, dass 
man keinerlei Gewinne erwirtschaftet 
hat, werden die Verluste rückwirkend 
aberkannt .

Gegen diese Vorgangsweise wehrte sich 
ein Besitzer einer Pferdepension und 
bekam vom Bundesfinanzgericht recht. 
Die Verluste wurden so lange akzeptiert, 
bis klar war, dass das Unterfangen aus-
sichtslos ist.

Für die Praxis heißt das, dass eine Pla-
nung zu Beginn der Geschäftstätigkeit 
unerlässlich ist, um Verluste retten zu 
können. Werden Maßnahmen ergriffen, 
um das Ruder noch herumzureißen, soll-
te hier wieder eine Zukunftsprognose er-
stellt werden.

Die Liebhaberei-Verordnung unterschei-
det zwischen Betätigungen, die per se 
liebhabereiverdächtig sind und solchen, 
bei denen eine Einkunftsquelle vermutet 
wird – mit unterschiedlichen Kriterien. 
Lassen Sie sich daher beraten, wenn Ver-
luste in der Anfangsphase nicht ausge-
schlossen werden können!  

Wir hoffen alle, dass dieser Sommer 
wieder ein halbwegs normaler wird. 
Die Sommerausgabe von impuls ist 
es definitiv, denn die Themen sind 
wieder bunt gemischt wie in frühe-
ren Zeiten. Da findet sich z.B. ein Ar-
tikel zu einem der Lieblingsthemen 
der Finanz, nämlich der Aberken-
nung von Verlusten aufgrund von 
Liebhaberei. Positive Neuigkeiten 
dazu finden Sie in unserer Titelstory.

Daneben decken wir wieder viele 
Bereiche von Umsatz- und Ertrag-
steuern, Sozialversicherung, Dienst-
nehmern oder Internationales ab. 
Auch Finanztipps sind wieder mit 
dabei.

Viel Spaß 
beim Lesen!
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E N E R G I E V E R S O R G U N G

Es gibt seit kurzem einen Freibetrag für 
kleine und eine Übergewinnbesteue-
rung für große Photovoltaik-Anlagen.

Einkünfte aus der Stromeinspeisung aus 
Photovoltaik (PV)-Anlagen in das öffentli-
che Netz sind steuerpflichtig, sobald der 
Veranlagungsfreibetrag von 730 € beim 
privaten Eigentümer überschritten wird. 
Aufgrund des gestiegenen Strompreises 
können Überschuss- und Volleinspeiser 
in die Steuerpflicht rutschen. Mit einem 
Freibetrag von 12.500 kWh wird dies ab 
2022 verhindert.

Steuerfreie Einspeisung

Einkünfte aus der Einspeisung von höchs-
tens 12.500 kWh elektrischer Energie 
aus Photovoltaikanlagen sind bereits 
seit 2022 steuerfrei. Was darüber hinaus 
eingespeist wird, ist steuerpflichtig. Die 
Befreiung gilt allerdings nur für Anlagen 
mit einer Modulspitzenleistung von nicht 
mehr als 25 kWp. Die Leistung des Wech-
selrichters ist irrelevant.

Der Freibetrag gilt pro natürlicher Person. 
Wird eine Anlage von mehreren Personen 
betrieben, steht der Freibetrag mehrmals 
zu. Ist eine Person an mehreren Anlagen 
beteiligt, steht ihr der Freibetrag nur ein-
mal zu. Das gilt auch für Personengesell-
schaften: Hier gilt der Freibetrag nur für 
beteiligte natürliche Personen. GmbHs 

leisten, die im Inland Strom aus fossilen 
Brennstoffen aber auch aus erneuerba-
ren Energien wie etwa Photovoltaik pro-
duzieren und veräußern.

Vom EKB-S befreit sind unter anderem 
Anlagen mit Einspeise- oder Nachfolgeta-
rif nach Ökostromgesetz sowie Anlagen, 
die eine Marktprämie nach dem Erneuer-
baren-Ausbau-Gesetz (EAG) mit Rückzah-
lungsverpflichtung erhalten.

Der EKB-S errechnet sich aus den Über-
schusserlösen, also jenen Markterlösen 
aus der Veräußerung von Strom, die 
eine festgesetzte Markterlösobergren-
ze von 140 €/MWh übersteigen. Als Be-
messungsgrundlage dient die Summe 
der monatlichen Überschusserlöse, die 
zwischen dem 1. Dezember 2022 und 
dem 31. Dezember 2023 erzielt wird. Von 
diesen Überschusserlösen sind 90 % als 
EKB-S abzuführen, wobei es noch Ab-
setzbeträge von max. 36 € pro MWh gibt, 
wenn in erneuerbare Energien oder Ener-
gieeffizienz investiert wird.  

Photo-
voltaik

©
 Jü

rg
en

 F
äl

ch
le

 |
 A

do
be

St
oc

k

Wer alternative 
Energiequellen 
nutzt, sollte gut 
über steuerliche 
Richt linien infor-
miert sein.

Einkünfte aus PV-Anlagen
Wer aus alternativen Energiequellen Einkünfte lukriert, muss 
diese versteuern. Allerdings: Es gibt diverse Freibeträge.

mit PV-Anlagen erhalten diesen Steuer-
vorteil nicht.

In der Steuererklärung der Personen-
gesellschaft ist die Befreiung noch nicht 
auszuweisen, sondern erst in der Ein-
kommensteuererklärung der Beteiligten. 
(Ehe-)Paare dürfen auf eine Erklärung 
verzichten, wenn die Steuerbefreiung bei 
allen Personen offensichtlich ist.

Allerdings sehen die Richtlinien vor, dass 
die Einkünfte aus der PV-Anlage nur den 
wirtschaftlichen Eigentümern zuzurech-
nen sind. Eine Verteilung auf alle im Haus-
halt lebenden Personen, wie etwa Kinder, 
ist nicht erlaubt. Wer den Stromlieferver-
trag abgeschlossen hat, ist dafür nicht 
maßgeblich.

Übergewinnsteuer

Den Energiekrisenbeitrag-Strom (EKB-S) – 
bezeichnet als Übergewinnsteuer – müs-
sen Stromerzeuger mit einer installierten 
Kapazität von mehr als einem Megawatt 
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Progressionsvorbehalt im Quellenstaat
Wer Einkommen in mehreren Ländern bezieht, muss jetzt auch im Quellenstaat 
alle Einkünfte angeben – allerdings nur für die Berechnung des Steuersatzes.

W E L T E I N K O M M E N

Ein Erkenntnis des VwGH hat kürzlich 
die geltende Auffassung zum Progres-
sionsvorbehalt bei Auslandseinkünf-
ten korrigiert. Bisher wurde der Pro-
gressionsvorbehalt in Österreich nur 
angewandt, wenn Österreich auch der 
Ansässigkeitsstaat war. Nun wurde 
klargestellt, dass auch bei Nichtansäs-
sigkeit der Progressionsvorbehalt an-
zuwenden ist.

Grundsätzlich besteht in Österreich un-
beschränkte Steuerpflicht, sobald in Ös-
terreich ein Wohnsitz gegeben ist. Sie 
umfasst das gesamte Welteinkommen, 
bei mehreren Wohnsitzen kann somit 
das Welteinkommen in mehreren Staaten 
der vollen Besteuerung unterliegen. Um 
dies zu vermeiden, wurden zwischen den 
Staaten Doppelbesteuerungsabkommen 
(DBA) abgeschlossen. Grundsätzlich wird 
unterschieden zwischen:

 ● dem Ansässigkeitsstaat (Staat, in dem 
der Lebensmittelpunkt begründet wird)

und
 ● dem Quellenstaat (Staat, in dem weite-

re Einkünfte erzielt werden)

Häufig erfolgt die Versteuerung der Ein-
künfte im Quellenstaat. Zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung im Ansässigkeits-
staat sieht das DBA die Anrechnungsme-
thode oder die Befreiungsmethode vor.

Anrechnung und Befreiung

Bei der Anrechnungsmethode werden die 
Einkünfte des anderen Staates zur Gän-
ze versteuert, die ausländischen Steuern 
werden dabei voll angerechnet. Nach der 
Befreiungsmethode  erfolgt keine Besteu-
erung der Einkünfte des anderen Staates. 
Für die Ermittlung des anzuwendenden 
Steuersatzes werden allerdings alle Ein-
künfte gesamt berücksichtigt.

In Fällen, in denen Österreich als Quellen-
staat die Einkünfte versteuert hat, erfolgte 
dies bisher nur für die in Österreich er-
zielten Einkünfte zu dem hierfür anwend-
baren Tarif. Diese Praxis wurde nun vom 
VwGH verworfen: Auch für den Quellen-
staat ist das Welteinkommen von Bedeu-
tung. Für die Ermittlung des Steuersatzes 
der Einkünfte aus Österreich ist ab 2023 
nun der auf Basis des Welteinkommens 
ermittelte Steuersatz heranzuziehen.

Zweitwohnsitzverordnung bringt 
Ausweg

Nach dieser Verordnung gilt eine Person 
als beschränkt steuerpflichtig und ent-
kommt somit dem Progressionsvorbehalt, 
wenn der österreichische Zweitwohnsitz 
nicht länger als 70 Tage im Kalenderjahr 
benutzt wird und der Mittelpunkt der Le-
bensinteressen seit mindestens fünf Ka-
lenderjahren im Ausland liegt. 

Doppelter Progressionsvorbehalt 
bei doppeltem Wohnsitz

Beispiel

Ein in Slowenien ansässiger Einzelunternehmer betreibt in Slowenien und Österreich einen Gewerbebetrieb.  
Der Unternehmer hat auch einen Wohnsitz in Österreich. 

Anwendung auf die in Österreich zu besteuernden EinkünfteErmittlung Durchschnittsteuersatz

Einkünfte Gewerbebetrieb Österreich (Betriebsstätte) 30.000

Einkünfte Gewerbebetrieb Slowenien (Stammhaus) 90.000

= Welteinkommen 120.000

Tarifsteuer auf das Welteinkommen (lt. ESt-Tabelle 2023) 46.012

Durchschnittsteuersatz rd. 38 %

Steuer MIT Berücksichtigung Progressionsvorbehalt 
Steuersatz auf Betriebsstätte Österreich (30.000 x 38 %) rd.

11.500

Steuer OHNE Berücksichtigung Progressionsvorbehalt 
Tarifsteuer auf Einkünfte Österreich (lt. ESt-Tabelle 2023) rd.

4.750

Steuerliche Mehrkosten ab 2023 6.750
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I N V E S T I T I O N S F R E I B E T R A G

Die Ökosoziale Steuerreform geht in 
die zweite Runde. Ziel ist es, Anreize für 
Unternehmensinvestitionen zu schaf-
fen und somit die Wirtschaft weiter zu 
unterstützen. Neben dem investitions-
bedingten Gewinnfreibetrag gibt es seit 
heuer den Investitionsfreibetrag (IFB) 
wieder. Für Öko-Investitionen ist der 
IFB besonders interessant.

Für betriebliche Investitionen in Wirt-
schaftsgüter (WG) des abnutzbaren An-
lagevermögens steht seit 1. Jänner 2023 
ein 10 %iger IFB, für Öko-Investitionen 
15 %, als zusätzliche Betriebsausgabe zu. 
Geltend machen können den IFB Einnah-
men-Ausgaben-Rechner und Bilanzierer, 
nicht jedoch Pauschalierer. Der IFB gilt für 

Investitionen bis 1 Mio. €.
Nicht förderbar sind unter anderem fol-
gende Investitionen:

 ● Geringwertige WG 
 ● Gebrauchte WG
 ● WG mit AfA-Sonderform wie etwa Fahr-

zeuge oder Gebäude (außer Elektro-
Kraftfahrzeuge und Öko-Heizungen)

 ● Unkörperliche Wirtschaftsgüter (außer 
Investitionen im Bereichen Ökologisie-
rung, Digitalisierung oder Gesundheit/
Life-Science)

 ● Anlagen zu fossilen Energieträgern

Das Wirtschaftsgut muss mindestens vier 
Jahre im inländischen Betrieb bleiben, an-
sonsten muss man nachversteuern. Das 
gilt auch bei Übertragung des Betriebs 

oder Betriebsaufgabe während der Be-
haltedauer. Nur bei höherer Gewalt oder 
behördlichem Eingriff entfällt die Nach-
versteuerung.

Öko-Heizungen

Grundsätzlich sind Gebäude und Gebäu-
deeinbauten vom IFB ausgeschlossen. 
Durch eine Gesetzesänderung wurde nun 
nachgebessert und folgende Investitio-
nen im Zusammenhang mit Gebäuden 
sind nun IFB-fähig: Wärmepumpen, Bio-
massekessel, Fernwärme- bzw. Kältetau-
scher, Übergabestationen und Mikronet-
ze zur Wärme- und Kältebereitstellung. 

Öko-Investitionsfreibetrag

Eine Verordnung regelt, für welche WG 
der Öko-IFB verwendet werden darf:

 ● WG, denen eine Umwelt-, Klima- oder 
Energieförderung oder ein Kommunal-
kredit zusteht (Plausibilisierung der Zu-
erkennung genügt).

 ● E-Fahrzeuge laut Liste in Verordnung
 ● Öffentliche und auch nicht öffentliche 

E-Ladestationen und WG zum Betrieb 
einer Wasserstofftankstelle, sofern aus-
schließlich Öko-Strom/Wasserstoff ge-
nutzt wird, inkl. Ladekabel

 ● (E)-Fahrräder inkl. Transport-, Spezial-
fahrrädern, Radanhänger

 ● WG, die der Verlagerung von Güterver-
kehr auf Schienen dienen

 ● WG zur Erzeugung von Öko-Strom, 
Öko-Wasserstoff und Biomethan

 ● WG zur Speicherung von Strom

IFB und Gewinnfreibetrag (GFB)

Wird für ein WG der IFB beantragt, kann 
ein investitionsbedingter GFB nicht zu-
sätzlich beansprucht werden. Der IFB 
kann zu einem ausgleichs- und vortrags-
fähigen Verlust führen, was beim Gewinn-
freibetrag nicht möglich ist. 

Tipp: Wer IFB-fähig investiert, sollte den 
IFB ausnutzen und für den GFB begüns-
tigte Wertpapiere anschaffen. Wir bera-
ten Sie gerne dazu.  

Steuervorteil durch 
Öko-Investitionen

Zusätzlicher Freibetrag für Investitionen
Seit Mai ist klar, für welche Öko-Investitionen es den 15 %-Freibetrag gibt.
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Ein Elektro-Fahrzeug inklusive 
Stromtankstelle wirkt sich nicht 
nur auf die Umwelt, sondern 
auch auf die Steuern positiv aus. 
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F R A G E  &  A N T W O R T

Grundsätzlich sind Gutschriften in 
der Sozialversicherung (SV) steuer-
pflichtig, wenn es sich um Rückzah-
lungen von Beiträgen handelt. 

Bei Selbständigen wird die Gutschrift 
mit aktuellen Beiträgen verrechnet und 
bei Dienstnehmern wird ein Lohnzettel 
ans Finanzamt übermittelt. In der Sozi-
alversicherung der Selbständigen (SVS) 
gibt es aber einige außerordentliche 
Gutschriften:

1. Gutschrift für Niedrigverdiener:

Wird für Bauern im 2. und für Selbstän-
dige im 3. Quartal wie eine Zahlung 
ausgewiesen und verringert die offene 
Beitragsforderung. Die Gutschrift muss 
nicht versteuert werden, wenn nur der 
verringerte Beitrag abgesetzt wird.

2. SV-Bonus  
(Teuerungsausgleich 2022):

Findet sich in der Vorschreibung für 
das 4. Quartal 2022. Diese Gutschrift 
ist erst ab einem Einkommen von 
24 500 € steuerpflichtig und kommt 
automatisch über FinanzOnline in die 
Veranlagung. Die SV-Beiträge bleiben 
in voller Höhe absetzbar.

3. Gesundheitsbonus:

Gibt es für Absolvierung einer Vorsor-
geuntersuchung und ist weder ein-
kommen- noch umsatzsteuerpflichtig.

4. Gesundheitshunderter:

Ersetzt Kosten für Gesundheitsmaß-
nahmen und ist ebenfalls steuerfrei.

In den Doppelbesteuerungsabkom-
men (DBA) ist geregelt, dass das Be-
steuerungsrecht bei der Vermietung 
von Immobilien quasi immer dem 
Lagestaat zukommt. 

Die Doppelbesteuerung wird damit 
vermieden, dass Österreich diese Ein-
künfte aus der Vermietung ausnimmt. 
Dabei kommt entweder die Befrei-
ungsmethode (z.B. Deutschland) oder 
die Anrechnungsmethode (z.B. Italien) 
zur Anwendung.

Bei der Befreiungsmethode werden 
die Einkünfte nur für die Berechnung 
des österreichischen Steuersatzes 
berücksichtigt. Dies nennt man Pro-
gressionsvorbehalt. Dabei wird der 
höhere Durchschnittssteuersatz auf 
die inländischen Einkünfte angewandt.

Dies gilt allerdings nicht für Verluste, 
denn diese senken nicht den Steu-
ersatz. Hier wurde geregelt, dass die 
ausländischen Verluste mit inländi-
schem Einkommen verrechenbar sind 
und somit die Steuerbemessungs-
grundlage mindern.

Dabei muss man die ausländischen 
Verluste auf österreichisches Steuer-
recht umrechnen. Das betrifft etwa 
die Abschreibungsdauer oder die 
15jahres-Verteilung der Instandset-
zungskosten von Wohnraum. Auch die 
Liebhaberei-Verordnung kommt zur 
Anwendung, weshalb die Finanzbehör-
de eine Prognoserechnung verlan-
gen kann. Sollte dieser ausländische 
Verlust in den Folgejahren im Ausland 
verwertet werden, muss man in Öster-
reich nachversteuern.

Sie haben ein Start-up gegründet 
und finden nur schwer Mitarbeiter? 
Vor allem geringe Umsätze und Ge-
winne in der Anfangsphase sowie die 
daraus folgende schwache Liquidi-
tät erschwert die Suche nach kompe-
tenten Mitarbeitern.

Mitarbeiterbeteiligungen sind effektive 
Anreize für Mitarbeiter. Reale Mitar-
beiterbeteiligungen sind mit Gesell-
schaftsvertragsänderungen und Kos-
ten wie etwa bei Vertragserrichtung 
oder Notariatskosten verbunden.

Eine virtuelle Mitarbeiterbeteiligung 
ist kostenlos. Die Mitarbeiter erhalten 
durch eine schuldrechtliche Verein-
barung fiktive Anteile am Unterneh-
men, keine Kapitalanteile. Durch die 
Beteiligung am künftigen Unterneh-
menserfolg werden finanzielle Anreize 
geschaffen. Im Exit-Fall erfolgt eine 
wirtschaftliche Gleichstellung zwischen 
virtuellem und realem Gesellschafter. 
Die Ausgestaltung der Vereinbarung 
ist weitgehend frei und kann auf die 
MA individuell angepasst werden.

Steuerrechtliche Aspekte

Steuerpflicht wird erst ausgelöst, 
sobald es zu einem Zahlungsfluss 
kommt. Die abgeschlossene Vereinba-
rung ist nicht betroffen.

Vorsicht: 
Beim Exit-Szenario fließt der Veräu-
ßerungserlös direkt an die realen 
Gesellschafter. Diese haben für ausrei-
chend Liquidität zu sorgen, damit die 
virtuellen Mitarbeiter ihre Vergütun-
gen erhalten.

Sind SV- 
Gutschriften  
steuerpflichtig?

Ist Verlust 
bei Vermietung  
im Ausland  
in Österreich  
anrechenbar?

Was ist eine  
virtuelle  
Mitarbeiter-
beteiligung?
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P E N S I O N

Neben der Alterspension darf man 
unbegrenzt dazuverdienen. Alterna-
tiv kann man auch später in Pension 
gehen. Was sich lohnt und was nicht, 
hängt nicht zuletzt von Ihrer persönli-
chen Liquiditätsplanung ab. Wir haben 
vier klassische Varianten für ASVG- 
bzw. GSVG-Pensionisten mit Vor- und 
Nachteilen zusammengestellt.

1) Geringfügigkeit 2023: 500,91 € pro Monat      2) Pensionserhöhung: alle Pensionen werden außerdem jährlich um die Inflation erhöht.

Weiter-
verdienen 
neben der 
Pension

Im Ruhestand Einkommen erzielen
Derzeit gibt es keine Steuervorteile beim Zuverdienst neben der Pension. 
Daher ist es gut, sich rechtzeitig zu informieren. 

Pensionsaufschub Pension 
+ Zuverdienst

Pension 
+ geringfügiger 
Zuverdienst 1)

Pension 
+ Passiveinkünfte 

(Vermietung, Kapitalerträge)

Zeitraum Weiterarbeiten

Liquidität Nur Zuverdienst Pension laufend 
minimal erhöht + Zuverdienst

Pension  
+ geringfügiger Zuverdienst

Pension 
+ Passiveinkünfte


• Aufschubbonus: Halbierung 

der Pensionsbeiträge für max. 
drei Jahre

• Doppelte Einkünfte
• Keine Sozialversicherungs-

beiträge
• Aufbesserung der Pension

• Keine Sozialversicherungs-
beiträge

• Geringe Arbeitsleistung 
notwendig

 • Verzicht auf Pension

• Volle Sozialversicherungs-
beiträge

• Steuernachzahlung durch 
Zusammenrechnung (höhere 
Progression)

• Geringer Nebenverdienst bis 
rd. 500 € pro Monat

• Steuernachzahlung durch 
Zusammenrechnung (höhere 
Progression)

• Vermögen notwendig und 
gebunden

• Steuernachzahlung durch 
Zusammenrechnung (Vermie-
tung) bzw. KESt-Abzug

• Kein „echtes“ Weiter arbeiten 
im Beruf

Endgültiger Ruhestand

Liquidität Pension deutlich erhöht Pension minimal erhöht Pension nicht erhöht 2) Pension nicht erhöht 2) 
+ Passiveinkünfte



• Aufschubbonus: 4,2 % 
Zuschlag zur Pension pro Jahr 
des Aufschubs ergibt deutlich 
höhere Pension

• Einkünfte bleiben auch im 
endgültigen Ruhestand, wenn 
Vermögen nicht verkauft wird

 • Amortisiert sich erst nach 8-10 
Jahren

• Erhöhung ist sehr gering
• Amortisiert sich erst nach 

mehr als 20 Jahren

• Vermögen notwendig und 
gebunden

• Steuernachzahlung durch 
Zusammenrechnung (Vermie-
tung) bzw. KESt-Abzug
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Wer sein Pensions-
einkommen recht-
zeitig gut plant, 
kann sorgenfrei den 
letzten Lebensab-
schnitt genießen.
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K U R Z M E L D U N G E N

Steuerhäppchen

Stefan Verra,
Körpersprache 
gendert nicht
224 Seiten
Ariston Verlag©
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Fakt oder Fake 
Diese anlässlich des Safer Internet Day 
2023 veröffentlichte Broschüre: „Wahr 
oder falsch" soll Internetnutzern dabei 
helfen, Falschnachrichten als solche zu 
enttarnen. Auf sechs Seiten finden sich 
Infos zu den drei wichtigsten Arten von 
Fake News: Hoaxes, bearbeitete Bilder 
und Deepfakes. So wird zu kritischem 
Umgang mit Informationen aus dem 
Internet und sozialen Medien ange-
regt. Pflichtlektüre für Groß und Klein!

ispa.at 
> Wissenspool > Broschüren

Keine Dividen-
den melden für 
„Nur-Gesell-
schafter“ 

Gewinnausschüttungen an SVS-versi-
cherte Gesellschafter-Geschäftsführe-
rInnen unterliegen der Sozialversiche-
rung. Fraglich war bis jetzt allerdings, 
wie man mit jenen Gesellschaftern 
umgeht, die als Gesellschafter zwar 
Dividenden erhalten, aber nicht Ge-
schäftsführer sind. Hier hat das Fi-
nanzministerium nun klargestellt, dass 
diese aufgrund der fehlenden Sozial-
versicherungspflicht auch nicht melde-
pflichtig sind. Das Anmeldeformular für 
die Kapitalertragsteuer wurde dahin-
gehend bereits geändert.

Körpersprache 
gendert nicht 
Der Klappentext verrät, worum es Ste-
fan Verra in seinem neuen Buch geht: 
Fallstricke kennen – Chancen nutzen. 
Der Körpersprachenexperte lässt sich 
auf die Unterschiede zwischen dem 
weiblichen und männlichen Geschlecht 
ein, ohne eine Gender-Debatte lostre-
ten zu wollen. Das Buch ist äußert hu-
morvoll geschrieben und ermutigt, sich 
nicht zu verstellen, sondern die Beson-
derheiten der eigenen Körpersprache 
entsprechend wertzuschätzen.

Steuervorteil 
Dubai ver-
schwindet
Durch eine Änderung des Doppelbe-
steuerungsabkommens mit den Ver-
einigten Arabischen Emiraten (VAE) 
zu denen auch Dubai zählt, zahlen ab 
2023 österreichische Steuerpflichtige 
den österreichischen Steuersatz auf 
Einkünfte aus den VAE. Dies deshalb, 
weil nun die sogenannte Anrechnungs-
methode zur Anwendung kommt und 
die Einkünfte nicht mehr befreit wer-
den. Nur wer Österreich endgültig 
den Rücken kehrt und die Ansässigkeit 
nach Dubai verlegt, entgeht der öster-
reichischen Finanz.

Transparenz 
bei Förderungen 

Das Transparenzportal der Republik 
Österreich bietet einen Überblick über 
mögliche Förderungen und Unterstüt-
zungen für Unternehmen, Vereine, 
öffentliche Einrichtungen und Privat-
personen. Eingeloggt kann der indivi-
duelle Leistungsauszug und der Stand 
eines Förderantrags abgefragt werden. 
Ebenfalls spannend: Unter dem Punkt 
„Personenbezogene Veröffentlichun-
gen“ finden Interessierte die ausbe-
zahlten Covid-19 Wirtschaftshilfen über 
10.000 €.

transparenzportal.gv.at
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Die letzten zwei Jahre wurde die Frist von neun auf zwölf Monate verlängert. Jetzt gilt für Kapitalgesellschaften mit Bilanzstichtag 
31.12.2022 wieder der 30.09.2023. Verspätung bringt Zwangsstrafen.

Zinsen, Dividenden und Ähnliches
Vor allem bei Kapitalerträgen im Ausland findet kein KESt-Abzug
statt. Seit Beginn des Jahres muss alles aufgezeichnet werden.

Kapitalerträge erfassen

Einnahmen und Ausgaben von privaten 
Kapitalerträgen ohne Kapitalertrag­
steuer (KESt)­Abzug müssen ab 1.1.2023 
aufgezeichnet werden.

30.09.2023 – Jahresabschluss ans Firmenbuch

E I N K Ü N F T E
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Betroffen sind u.a.
 ● Zinsen, Dividenden und sonstige Ka-

pitalerträge auf ausländischen Konten 
inkl. Gewinne aus Verkäufen

 ● Einkünfte jeglicher Art aus Kryptowäh-
rungen im Ausland

 ● Einkünfte jeglicher Art aus Kryptowäh-
rungen im Inland (bis 2023) und auch 
danach, wenn die KESt nur vorläufig 
abgezogen wird 

 ● Erträge aus nicht öffentlichen Forde-
rungswertpapieren, Privat- oder Gesell-
schafterdarlehen, stillen Beteiligungen, 
GmbH-Anteil-Verkäufen

Wie muss man aufzeichnen?
 ● Übersichtlich: Ein sachkundiger Dritte 

muss sich auskennen.
 ● Chronologisch: Geschäftsvorfälle der 

Reihenfolge nach erfassen
 ● Lebende Sprache: Finanz kann Über-

setzung verlangen
 ● Geordnet, vollständig, richtig

 ● Unveränderbar: Excel nicht erlaubt, da 
veränderbar

 ● Zeitgerecht: Also nicht erst am Jahres-
ende; Barzahlungen: täglich

 ● Datenträger: Darf nachher nicht ver-
ändert werden. Datensicherung nötig! 
Wiedergabe muss über sieben Jahre 
möglich sein.

 ● Summen: müssen nachvollziehbar sein
 ● Aufbewahrung: sieben Jahre

Diese Vorgaben sind für Private mit Kon-
to oder Depot im Ausland sowie Wallet-
Besitzer schwer zu erfüllen. Es wird sich 
zeigen, ob hier so heiß gegessen wie 
gekocht wird. Wir empfehlen jedenfalls 
alle Transaktionen und Übersichten als 
PDF herunterzuladen und sieben Jahre 
aufzubewahren. Die Zusammenstellung 
kann unseres Erachtens in Excel -Tabellen 
erfolgen, da die Anschaffung eines Buch-
haltungsprogramms dafür nicht zumut-
bar ist.

I N T E R N

Wir gratulieren WP/StB. Mag. Barbara 
Höller zur Bestellung als Prokuristin 
der MT!

Wir gratulieren Cornelia Aichhorn zur 
bestandenen Prüfung zur diplomier-
ten Personalverrechnerin!

WP/StB. Mag.  
Barbara  
Höller

Cornelia  
Aichhorn

Interne News




